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VOLKSINITIATIVE
DATUM: 24.09.2020
ANJA HEIDELBERGER

Allgemeine Chronik

Offentliche Finanzen

Direkte Steuern

In der Herbstsession 2020 behandelte der Nationalrat die Volksinitiative «Léhne
entlasten, Kapital gerecht besteuern», die sogenannte 99-Prozent-Initiative. Neben
dem Mehrheitsantrag der WAK-NR auf Annahme der bundesratlichen Botschaft und
somit auf Empfehlung zur Ablehnung der Initiative lagen dem Rat zwei
Minderheitsantrdge Bendahan (sp, VD) und Wermuth (sp, AG) vor. Die Minderheit
Bendahan prasentierte dem Rat einen direkten Gegenentwurf:  Anstatt
Kapitaleinkommen Uber einem Grenzbetrag zu 150 Prozent zu besteuern, wie es die
Initiative vorschlug, sollte das hohere Kapitaleinkommen geméass Gegenentwurf gleich
wie das Arbeitseinkommen zu 100 Prozent besteuert werden. Die Initiative wolle das
Kapital hoher besteuern, so wie zuvor die Léhne héher besteuert worden seien; wer
also die Initiative fur extrem halte, weil sie eine Einkommensart bevorzuge, musse
eigentlich fur den Gegenentwurf stimmen. Mit diesem wurden Lohn und Kapital gleich
behandelt, argumentierte Bendahan. Die Minderheit Wermuth hingegen beantragte
dem Rat, die Initiative zur Annahme zu empfehlen. Die zwei Minderheitensprecher
stellten vor allem eine Frage in den Mittelpunkt ihrer Reden: Wieso soll Einkommen aus
Erwerbsarbeit zu 100 Prozent und Einkommen aus Kapital zu einem reduzierten
Prozentsatz besteuert werden? Wert und Reichtum wirden «genau an einem Ort
produziert werden, und das ist die menschliche Arbeit», betonte Wermuth. Da das
Steuersystem dies aber nicht abbilde, nehme der «Unterschied zwischen unten und
oben» auch in der Schweiz zu.

Kommissionssprecherin Schneeberger (fdp, BL) und Kommissionssprecher Regazzi (cvp,
T) nahmen den Grossteil der Kritik an der Initiative, welche in der Folge von den
blrgerlichen Mitgliedern im Rat gedussert wurde, eingangs bereits vorweg. Sie
kritisierten, dass der Initiativtext sehr breit formuliert sei und viel
Interpretationsspielraum lasse. So werde zum Beispiel nicht klar, welche
Einkommensteile zu den Kapitaleinkommen gezéhlt wilrden; denkbar sei gemaéss
Initiativtext, dass neben den Kapitalgewinnen auch Ertrédge aus beweglichem und
unbeweglichem Vermodgen, wie Eigenmietwerte oder Renten aus der Vorsorge,
betroffen waren, auch wenn die Initiantinnen und Initianten in ihren Erklarungen von
einem engeren Begriff ausgingen. Die Initiative bringe der Schweiz Uberdies einen
komparativen Nachteil im Steuerwettbewerb und bringe eine massive zusatzliche
Steuerbelastung fur Unternehmen, vor allem fur KMU, mit sich. In der Folge kénnten die
Unternehmen auch weniger investieren. Diese Wirkung wurde sich vermutlich aufgrund
der Corona-Krise noch verstérken. Insgesamt wirden vor allem die Beschéftigten mit
kleinen und mittleren Einkommen, also diejenigen Personen, die mit der Initiative
besser gestellt werden sollten, durch Kindigungen oder Konkurse die Hauptlast der
negativen Folgen der Initiative tragen. Mit 17 zu 8 Stimmen lehne die Kommission die
Initiative daher ab.

Es folgte eine lange Debatte mit 56 Wortmeldungen und zahlreichen Nachfragen.
Besonders umstritten war die Frage, ob die Schere zwischen Arm und Reich in den
letzten Jahren zu- oder abgenommen habe. Grinen-Sprecherin Ryser (gp, SG)
argumentierte, dass zwar die Markteinkommen in der Schweiz weltweit am
gleichmassigsten verteilt seien, dass aber eben die Vermdgensanteile sehr einseitig
verteilt seien: 1 Prozent der Bevdlkerung halte 40 Prozent der Vermdgensanteile. Und
diese Ungleichheit nehme seit den 1970er Jahren zu. Dem entgegnete FDP.Liberalen-
Sprecherin Gossi (fdp, SZ), dass dies nur gelte, solange die steuerbefreiten Vermogen,
insbesondere das Kapital der zweiten und dritten Saule der Altersvorsorge, nicht
berlcksichtigt wirden. Nehme man diese hinzu, werde der Unterschied zwischen Arm
und Reich Uber die Zeit nicht grosser.

Insbesondere Grlnen-Sprecherin Ryser brachte Uberdies einige Argumente zur
Entkraftung der Kritik an der Initiative vor. Der Grossteil der sozialen Sicherheit und
somit der Umverteilung geschehe Uber die Sozialversicherungen und diese wirden
durch Lohnbeitrédge finanziert, nicht durch Steuern auf Kapital, betonte sie. Zudem
wirden den KMU durch die Initiative keine Mittel entzogen, da die natlrlichen
Personen, nicht die KMU, zusatzlich besteuert wirden. Wenn deren Besitzerinnen oder
Besitzer die Kosten auf die Unternehmen abwélzten, sei das deren Entscheidung.
Nachfolgeregelungen bei KMU seien aber weiterhin problemlos méglich. Schliesslich sei
die Beflrchtung, dass durch die Initiative vermdgenshaltende Privatpersonen ins
Ausland abwanderten, ein Totschlagargument, das die Politik handlungsunféhig mache.

Wahrend sich die meisten burgerlichen Sprecherinnen und Sprecher deutlich gegen die
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Vorlage aussprachen, fanden Kathrin Bertschy (glp, BE) und Michel Matter (glp, GE) flr
die Grunliberalen auch wohlgesinnte Worte fur die Initiative. Auch sie sahen
Verbesserungspotenzial im Steuersystem bezlglich der hohen Belastung der
Arbeitseinkommen, der Verteilung der Einkommen und Vermdgen sowie der
Besteuerung nach der wirtschaftlichen Leistungsfahigkeit. Die Initiative wolle aber nicht
primar die Besteuerung des Erwerbseinkommens reduzieren, sondern beinhalte vor
allem Steuerermassigungen von Personen mit tiefen oder mittleren Arbeitseinkommen
oder Transferzahlungen an diese. Entsprechend kénne die GLP die Initiative nicht
unterstitzen.

Zum Schluss legte Finanzminister Maurer die Position des Bundesrates dar und stimmte
in seiner Argumentation weitgehend mit derjenigen der Kommissionssprechenden
Uberein. Ergédnzend hielt er aber fest, dass die Initiative zudem zu einer weiteren
Verlagerung der Steuerzahlenden von den armen zu den reichen Kantonen fihre und
damit den Zusammenhalt der Schweiz gefahrde. Zudem bezahle ein Prozent der
Steuerzahlenden bereits mehr als 40 Prozent der direkten Bundessteuer; eine noch
hohere Besteuerung wirde den «Bogen Uberspannen». Umverteilung finde somit
bereits heute statt, genauso wie auch die Besteuerung von Kapital und Gewinn etwa im
Eigenmietwert, der Grundstlckgewinnsteuer sowie der Vermdgenssteuer bereits
enthalten sei. Die Schweiz habe ein ausgewogenes Steuersystem, das «weder auf die
eine noch auf die andere Seite Uberlastet» werden solle.

Nach den ausfihrlichen Diskussionen schritt der Rat schliesslich zu den Abstimmungen:
Mit 123 zu 62 Stimmen sprach sich die Ratsmehrheit zuerst gegen die Minderheit
Bendahan und somit gegen den Gegenvorschlag und anschliessend auch gegen die
Minderheit Wermuth auf Empfehlung zur Annahme der Initiative aus. Die Stimmen der
Minderheiten stammten von den geschlossen stimmenden SP- und Grinen-
Fraktionen.'

Staatsrechnung

In der Sommersession 2022 behandelte zuerst der Nationalrat die Staatsrechnung
2021 und begann die Diskussion mit einer allgemeinen Aussprache. Michel Matter (glp,
GE) und Mike Egger (svp, SG) stellten dem Rat die Staatsrechnung mit einem erneuten
Rekorddefizit vor. Das Defizit von CHF 12.2 Mrd. sei auf die ausserordentlichen,
Corona-bedingten Ausgaben zurlckzufihren, betonte Michel Matter - und setzte die
Unterstitzungsmassnahmen in der Folge mit der wirtschaftlichen Erholung und einem
BIP-Wachstum von 3.6 Prozent im Jahr 2021 in direkten Zusammenhang. Uberdies hob
er den Anstieg an Einnahmen, aber auch an Ausgaben hervor.

Die Fraktionssprecherinnen und -sprecher stellten in ihren Reden unterschiedliche
Aspekte der Staatsrechnung in den Mittelpunkt. Sandra Sollberger (svp, BL) und Alex
Farinelli (fdp, Tl) erachteten in ihren Voten die steigenden Ausgaben als problematisch
und forderten eine strikte Einhaltung der Schuldenbremse sowie Zurlckhaltung bei
neuen Ausgaben. Demgegenlber zeigte sich Alois Gmur (mitte, SZ) vor allem erfreut
darlber, dass die bewilligten Covid-19-Kredite von CHF 25 Mrd. nicht vollstéandig
ausgeschopft worden seien - CHF 11 Mrd. davon habe der Bund «dank dem liberalen
Kurs des Bundesrates und des Parlamentes bei der Bewaltigung der Pandemie» nicht
benotigt. Diesen Aspekt hob auch Ursula Schneider Schittel (sp, FR) hervor, die sich
aber mit der geforderten Sparsamkeit der SVP- und FDP-Fraktion nicht einverstanden
zeigte: Etwa die Bekédmpfung der Klimakrise bedUrfe weiterer grosser finanzieller Mittel,
forderte sie. Gerhard Andrey (gp, FR) nahm insbesondere den Abbau der
ausserordentlich verbuchten Covid-19-Schulden in der Héhe von CHF 20.3 Mrd. ins
Visier, fir welche er die Verwendung der Uberschisse auf dem Ausgleichskonto
bewarb. Auch Finanzminister Maurer stellte den eine Woche spéater zur Debatte
stehenden Schuldenabbau ins Zentrum und forderte «flr die kinftigen Jahre wieder
eine hohe Finanzdisziplin». Roland Fischer (glp, LU) hingegen stérte sich an den zwei
Vorbehalten, welche die EFK zur Staatsrechnung vorgebracht hatte. Einerseits
kritisierte die Finanzkontrolle die Verbuchung von Covid-19-Hartefallmassnahmen fur
das Jahr 2021, da die Kantone die entsprechenden Kosten noch nicht definitiv in
Rechnung gestellt hatten. In der Finanzierungsrechnung durfen jedoch nur bereits
erfolgte Ein- oder Auszahlungen verbucht werden. Diese Problematik stellte sich aber
zum letzten Mal, da der Bund seine Staatsrechnung ab néchstem Jahr von der
Finanzierungs- auf die Erfolgsrechnung umstellt. Der Finanzminister argumentierte,
dass man aufgrund einer gemeinsamen Datenbank die Hoéhe der kantonalen
Héartefallhilfen per Ende 2021 kenne und er eine solche Verbuchung aufgrund der
Periodengerechtigkeit bevorzuge. Andererseits storte sich die EFK an den
Ruckstellungen zur Ruckerstattung der Verrechnungssteuer, die der Bundesrat sowohl
in der Erfolgs-, als auch in der Finanzierungsrechnung ausweist, obwohl diese weder
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Einnahmen noch Ausgaben darstellen. Diese Buchungen «entsprechen nicht den
aktuellen gesetzlichen Grundlagen», kritisierte Fischer. Man habe diese Rickstellungen
nun wahrend vier Jahren vorgenommen und das Parlament habe sie jeweils
oppositionslos verabschiedet, erwiderte der Finanzminister. Zudem I6se sich ja auch
diese Problematik 2023 mit der Umstellung auf die Erfolgsrechnung von alleine. Trotz
dieser Vorbehalte empfahl die EFK die Staatsrechnung zur Annahme, die Kommission
zeigte sich damit einverstanden und formulierte keine Anderungsantrdge. Hingegen
verlangte eine Minderheit Andrey, dass die gesamten Ausschittungen der SNB jedes
Jahr gleich und somit wie im Vorjahr als ordentliche, nicht wie vom Bundesrat
vorgesehen als ausserordentliche Einnahmen verbucht wirden. Der Finanzminister
erlduterte, dass sich die Situation gegentiber dem Jahr 2020 veréndert habe: Die neue,
seit 2021 geltende Vereinbarung mit der SNB unterscheide einen Grundbetrag von CHF
666 Mio., welchen man jedes Jahr ordentlich verbuchen wolle. Méglich seien aber auch
Zusatzausschittungen in der Hohe von bis CHF 4 Mrd., wovon der Bund maximal 1.3
Mrd. erhéalt. Diese Zusatzausschuttungen, die fir das Jahr 2021 CHF 1.3 Mrd. betragen,
seien jedoch deutlich unsicherer, weshalb der Bundesrat sie als ausserordentliche
Einnahmen verbuchen mochte, um bei ihrem Wegfall keinen Fehlbetrag in der
ordentlichen Rechnung aufzuweisen. Mit 125 zu 67 Stimmen lehnte der Nationalrat den
Minderheitsantrag Andrey gegen den Willen der Grinen- und der SP-Fraktion ab. In der
Gesamtabstimmung sprach sich der Rat mit 191 zu 1 Stimme (von Erich Hess; svp, BE) flr
Annahme der Staatsrechnung 2021 aus und hiess auch die Rechnung des
Bahninfrastrukturfonds und des Nationalstrassen- und Agglomerationsverkehrsfonds
far das Jahr 2021 gut.

Im Standerat blieb zwei Tage spater eine Diskussion zur Staatsrechnung aus. Auch
Kommissionssprecherin Gapany (fdp, FR) verwies in der Présentation der Rechnung auf
die Vorbehalte der EFK, empfahl die Staatsrechnung aber im Namen der Kommission
zur Genehmigung. Einstimmig mit 40 zu O Stimmen folgte der Standerat diesem Antrag
und nahm ebenfalls auch die Rechnungen des Bahninfrastrukturfonds und des
Nationalstrassen- und Agglomerationsverkehrsfonds fir das Jahr 2021 einstimmig an. ?

Voranschlag

Einen Tag nach dem Stdnderat machte sich auch der Nationalrat an die Beratung des
Voranschlags der Eidgenossenschaft 2022 mit integriertem Aufgaben- und Finanzplan
2023-2025. Sarah Wyss (sp, BS) und Daniel Brélaz (gp, VD) prasentierten dem Rat das
Budget aus Sicht der Mehrheit der FK-NR: Der Bundesrat habe ordentliche Ausgaben in
der Hohe von 77.7 Mrd. und ausserordentliche Ausgaben von CHF 3.0 Mrd. vorgesehen.
Bei ordentlichen Einnahmen von CHF 77.1 Mrd. und ausserordentlichen Einnahmen von
CHF 1.5 Mrd. bleibe damit aufgrund der Schuldenbremse ein struktureller Uberschuss
und somit ein Handlungsspielraum von CHF 44 Mio. Die Kommissionsmehrheit plane
«kleinere  Adjustierungen» mit Mehrausgaben von CHF 273 Mio. Bei 12
Mehrheitsantragen zur Schaffung von Differenzen zum Standerat lagen der grossen
Kammer in der Folge auch etwa 40 Minderheitsantrage vor, grésstenteils von der SVP-
oder der SP- und der Grinen-Fraktion. Differenzen zum Erstrat schuf der Nationalrat
dabei jedoch nur wenige, zeigte sich dabei aber mehrheitlich grosszlgiger als der
Erstrat.

In der Eintretensdebatte hoben die Fraktionssprecherinnen und -sprecher erneut die
spezielle Situation aufgrund der noch immer nicht ganz Uberstandenen Corona-
Pandemie hervor, beurteilten diese aber sehr unterschiedlich. So sprach etwa Lars
Guggisberg (svp, BE) von einer «dlsteren» Situation aufgrund des grossen Anstiegs der
Nettoschulden, wahrend FDP-Sprecher Alex Farinelli (fdp, TI) zwar das Defizit beklagte,
aber auch den langfristigen Nutzen der entsprechenden Ausgaben hervorhob.
Optimistischer zeigten sich die Gbrigen Kommissionssprechenden. Michel Matter (glp,
GE) schétzte etwa die Situation der Schweiz als «solide» ein, Alois Gmur (mitte, SZ)
zeigte sich erfreut Uber die insgesamt gute Situation der Schweizer Wirtschaft, verwies
jedoch auch auf die noch immer stark leidenden Branchen. Ursula Schneider Schuttel
(sp, FR) und Felix Wettstein (gp, SO) strichen schliesslich die im Vergleich zum Ausland
«gute Schuldensituation» (Schneider Schittel) heraus. Finanzminister Maurer bat den
Rat im Hinblick auf den héarter werdenden «internationaleln] Konkurrenz- und
Verdrangungskampf» um Zurtckhaltung bei zuséatzlichen Ausgaben.

Mit den mahnenden Worten des Finanzministers in den Ohren startete der Nationalrat
in die Detailberatung von Block 1 zu Beziehungen zum Ausland und zur Migration. Hier
schuf er zwei Differenzen zum Standerat: So wollte die Kommissionsmehrheit den
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Kredit zuhanden des SECO fur Darlehen und Beteiligungen an Entwicklungslander
gegenuber dem bundesratlichen Vorschlag um CHF 10 Mio. erhéhen und damit die
Reduktion gegenuber dem Vorjahr rickgangig machen. Der Bundesrat habe bei der
Sifem, der Entwicklungsfinanzierungsgesellschaft des Bundes, bereits 2020 CHF 10 Mio.
zusatzlich zur Milderung der Corona-Probleme eingeschossen - diese sollen nun
kompensiert werden, erkldrte Minderheitensprecher Egger (svp, SG), der den
Kirzungsantrag vertrat, die Differenz zum Vorjahr. Da dieser Nachtragskredit damals
aber vollstandig kompensiert worden sei, erachtete die Kommissionsmehrheit diese
Kirzung nicht als angebracht und setzte sich im Rat mit 107 zu 74 Stimmen (bei 4
Enthaltungen) durch. Ohne Minderheitsantrag erhéhte der Nationalrat zudem auf
Antrag seiner Kommission den Sollwert flr die Mindestanzahl Freihandelsabkommen fur
die Finanzplanjahre 2024 und 2025. Der Bundesrat hatte hier fur die Finanzplanjahre
jeweils 34 Freihandelsabkommen vorgesehen, die Kommission erhéhte diese Zahl auf
35 (2024) respektive 36 (2025).

Im Vorfeld der Budgetdebatte hatte der Vorschlag der APK-NR, dass die Schweiz eine
dritte Kohasionsmilliarde sprechen und sich damit quasi eine Beteiligung an
verschiedenen Projekten, unter anderem an Horizon, erkaufen kénne, fur mediale
Aufmerksamkeit gesorgt. Auf Antrag der APK-NR beantragte die Mehrheit der FK-NR
nun dem Nationalrat, eine dritte Beteiligung der Schweiz an der Erweiterung der EU
2019-2024 in der Hohe von CHF 953.1 Mio. freizugeben, diese aber von einer bis Ende
Juni 2022 unterzeichneten Assoziierungsvereinbarungen zwischen der Schweiz und der
Européischen Union zur Teilnahme an verschiedenen laufenden EU-Programmen
abhangig zu machen. Eine Minderheit Guggisberg beantragte in Ubereinstimmung mit
dem Bundesrat die Streichung dieses zusatzlichen Kreditpostens. Finanzminister
Maurer bat den Rat eindringlich darum, darauf zu verzichten, da man sich «mit einer
solchen Aufstockung in Brissel eher blamieren wirde [...]. Die Erwartungen in Brissel
sind vollig anderer Natur; sie bestehen nicht darin, dass wir hier einfach etwas
bezahlen, und dann l&uft alles.» Mit 93 zu 84 Stimmen (bei 6 Enthaltungen) folgte der
Nationalrat der Minderheit. Die (fast) geschlossen stimmenden Fraktionen der SVP und
der FDP.Liberalen sowie die Mehrheit der Mitte-Fraktion setzten sich in dieser Frage
durch.

Ansonsten lagen in diesem Block verschiedene Minderheitenantrage von linker und
rechter Ratsseite fur Aufstockungen und Kurzungen vor, die jedoch allesamt erfolglos
blieben, etwa eine Aufstockung des Budgets des EDA fir humanitéare Aktionen
zugunsten des Engagements in Afghanistan und den umliegenden Landern (Minderheit
Friedl: sp, SG), eine Erhdhung des Kredits flur zivile Konfliktbearbeitung und
Menschenrechte (Minderheit Badertscher: gp, BE) und einen erneuten Beitrag von CHF
300'000 an den Access to Tools Accelerator (Minderheit Friedl) sowie auf der anderen
Seite eine Reduktion der Beitrage an multilaterale Organisationen, an die
Entwicklungszusammenarbeit und an die Ladnder des Ostens (Minderheiten Grin: svp,
VD).

Im zweiten Block zu den Themen «Kultur, Bildung, Forschung und Sport» schuf der
Nationalrat keine Differenzen zum Erstrat. Er folgte dem Sténderat bei seiner
Aufstockung des Kredits fur Sportverbédnde und andere Organisationen um CHF
660'000, mit der - wie in den Planungsgrossen vermerkt wurde - eine unabhéngige
nationale Anlauf- und Meldestelle fur Misshandlungen im Schweizer Sport geschaffen
werden sollte. Eine Minderheit Sollberger (svp, BL) unterlag mit ihrem Antrag auf
Streichung der Aufstockung mit 112 zu 69 Stimmen (bei 4 Enthaltungen). Auch die vom
Standerat vorgenommenen Aufstockungen beim Bundesamt fur Meteorologie und
Klimatologie hiess der Nationalrat entgegen zweier Minderheitsantrage Egger deutlich
gut (129 zu 55 Stimmen bei 1 Enthaltung respektive 129 zu 56 Stimmen). Abgelehnt
wurden in der Folge auch verschiedene Streichungsantrége Nicolet (svp, VD), Schilliger
(fdp, LU) und Sollberger bei den Covid-19-Leistungsvereinbarungen zur Kultur, bei der
Covid-19-Soforthilfe fur Kulturschaffende und Kulturvereine im Laienbereich sowie bei
den Covid-19-Finanzhilfen.

Verschiedene Differenzen zum Erstrat entstanden hingegen im dritten Block zur
sozialen Wohlfahrt und Gesundheit. So erhdhte der Nationalrat auf Antrag der
Kommissionsmehrheit die Gelder flr die Familienorganisationen bei den Krediten des
BSV, die Finanzhilfen unter anderem zur Elternbildung oder zur familienergdnzenden
Kinderbetreuung beinhalten, im Voranschlags- und den Finanzplanjahren um CHF 1 Mio.
Der Bundesrat und eine Minderheit Guggisberg hatten die Ablehnung der Aufstockung
beantragt, zumal fur eine solche Unterstltzung auch institutionelle Voraussetzungen
geschaffen werden mdissten. Auch den Kredit fur den Kinderschutz und die
Kinderrechte erhdhte die grosse Kammer um CHF 390'000, um damit die
privatrechtliche Stiftung «Ombudsstelle Kinderrechte Schweiz» zu finanzieren, deren
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Schaffung eine angenommene Motion Noser (fdp, ZH; Mo. 19.3633) verlangt hatte. Der
Bundesrat hatte sich gegen diese Aufstockung gestellt, zumal die rechtliche Grundlage
fur diesen Kredit noch nicht bestehe. «Wir kénnen ja nicht Gelder einsetzen, wenn wir
dafir  keine legale Grundlage haben», betonte Finanzminister — Maurer.
Kommissionssprecher Brélaz argumentierte hingegen, man kénnen nicht «tout
contrdler pendant deux-trois ans», bevor man damit beginnt, die Gelder einzusetzen.
Abgelehnt wurden in diesem Block Antrége auf Kreditkirzungen bei der Gleichstellung
von Frau und Mann, die eine Minderheit Sollberger beantragt hatte. Eine Plafonierung
gegenuber dem Vorjahr hatte geméass Sollberger «keinen Einfluss auf weniger oder
mehr Gleichstellung». Ebenfalls erfolglos blieb ein Antrag Glarner (svp, AG) auf
Streichung des Beitrags an ein spezifisches Projekt des Vereins Netzcourage sowie ein
Minderheitsantrag Nicolet zur Anderung der Planungsgréssen zur Bundesfinanzierung
der Covid-19-Tests: Diese sollte nur solange gewahrt werden, wie die Covid-19-
Zertifikatspflicht gilt. Auch ein Minderheitsantrag Schilliger, der die Leistungen des
Erwerbsersatzes mit Verweis auf die vierte Revision des Covid-19-Gesetzes nur bis
Ende Juni 2022 gewahren und die Covid-19-Situation anschliessend neu beurteilt
wissen wollte, fand keine Mehrheit.

Auch im vierten Block zu Landwirtschaft, Tourismus und Steuern wich der Nationalrat
in einem Punkt von den Entscheiden des Standerates ab: Bei der Nachmeldung fur ein
Tourismus-Recovery-Programm von CHF 17 Mio. wollte die Kommission die Gelder zu je
50 Prozent fir Marketingkampagnen von Schweiz  Tourismus und fur
Entlastungszahlungen an touristische Partnerorganisationen verwenden. Der Bundesrat
und der Standerat hatten keine entsprechenden Einschrankungen vorgenommen,
weshalb geméass den beiden Kommissionssprechenden wie tblich zwei Drittel in die
gesamtschweizerischen Marketingkampagnen fliessen wirden. Jedoch sei eine
Werbekampagne in Sudafrika momentan - auch aus &kologischer Sicht - nicht
«unbedingt gerade unser Hauptziel» betonte Kommissionssprecherin = Wyss.
Stillschweigend stimmte der Nationalrat diesem Antrag seiner Kommission zu.

Hingegen folgte der Nationalrat dem Stédnderat in diesem Block bei der Erhdhung der
Zulagen fur die Milchwirtschaft und den Beihilfen fur den Pflanzenbau. Eine Minderheit
Munz (sp, SH) hatte beantragt, auf erstere Erhdhung zu verzichten und dem Bundesrat
zu folgen. Der Bundesrat wolle die Verkehrsmilchzulage erhdhen, aber die
Verkéasungszulage senken, da Letztere aufgrund von Fehlanreizen zu einer zu grossen
Menge Kase von geringer Qualitat fihre. Die von der Kommission beantragte Erhéhung
zugunsten der Verkasungszulage wurde folglich die bisherige Marktverzerrung noch
zementieren. Finanzminister Maurer wies Uberdies darauf hin, dass man entsprechende
Erhéhungen - falls nétig - lieber erst mit den Nachtragskrediten vorlegen wirde, wenn
man die dazugehorigen Zahlen kenne. Mit 105 zu 61 Stimmen (bei 20 Enthaltungen)
sprach sich der Nationalrat jedoch fur die Erhéhung aus. Die ablehnenden Stimmen
stammten grésstenteils von der SP-, einer Mehrheit der GLP- und einer Minderheit der
FDP.Liberalen-Fraktion, die Enthaltungen grosstenteils von der Grinen-Fraktion.

Auch in diesem Block blieben zwei Minderheitsantrage erfolglos: Eine Minderheit |
Fischer (glp, LU) und eine Minderheit Il Gysi (sp, SG) unterlagen mit Antrégen auf
Erhéhungen bei der direkten Bundessteuer respektive bei der Mehrwertsteuer, beim
Globalbudget der ESTV sowie in den Finanzplanjahren. Die zusatzlichen Mittel sollten
zur Schaffung von je funf zusatzlichen Steuerkontrollstellen und somit zur Erhéhung des
Steuerertrags eingesetzt werden und sich so mittelfristig quasi selbst finanzieren.

Im fiinften Block zu Verkehr, Umwelt, Energie und Raumplanung entschied sich der
Nationalrat bezuglich zweier Punkte zum Bundesamt flr Energie anders als der
Standerat. Letzterer hatte den Kredit fur das Globalbudget des BFE sowie fur das
Programm EnergieSchweiz gegenlber dem bundesratlichen Entwurf erhéht. Die
Mehrheit der FK-NR beantragte nun bei beiden Kreditposten eine zusatzliche Erhéhung
um CHF 2.9 respektive CHF 8.3 Mio., wobei die zusatzlichen Gelder beim Globalbudget
zur Finanzierung des durch die Erhéhung beim Programm EnergieSchweiz begriindeten
Aufwands eingesetzt werden sollten. Damit wollte die Kommission geméss ihrem
Sprecher Brélaz in den wenigen Bereichen, in denen die Finanzierung entsprechender
Projekte Uber das Bundesbudget lauft, nach der Ablehnung des CO2-Gesetzes erste
Massnahmen zum Klimaschutz treffen. Eine Minderheit Egger sprach sich gegen die
Erhdhung aus, zumal im  Energiebereich zuerst die Problematik der
Stromversorgungsliicke geldst werden musse. Finanzminister Maurer wehrte sich vor
allem dagegen, nach der Ablehnung des CO2-Gesetzes einzelne Punkte «quasi durch
die Hintertire einfach wieder aufs Tapet» zu bringen. Mit 115 zu 67 Stimmen (bei 4
Enthaltungen) hiess der Nationalrat die Erhéhung jedoch gut, abgelehnt wurde sie von
einer Mehrheit der SVP-, der Hélfte der Mitte- und einer Minderheit der FDP.Liberalen-
Fraktion.
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Erhoht gegenlber dem bundesratlichen Antrag wurde auch der Kredit fur das
Globalbudget des ARE. Hier hatte der Standerat zuvor entschieden, CHF 100'000 mehr
fur das Projekt Swiss Triple Impact, ein Fdérderprogramm zur Erreichung von
nachhaltigen Entwicklungszielen, einzusetzen, und der Nationalrat folgte ihm mit 115 zu
69 Stimmen (bei 1 Enthaltung). Der Finanzminister hatte die Erhéhung bei einem Sach-
und Betriebsaufwand des ARE von CHF 9 Mio. als unndtig erachtet. Auch bei der
Aufstockung der Einlage des BIF folgte der Nationalrat seinem Schwesterrat: Hier soll
der Maximalbetrag und somit zusatzlich CHF 233 Mio. eingestellt werden, um
sicherzustellen, dass auch zukunftig gentgend Geld fur den Bahnverkehr vorhanden ist,
betonte Kommissionssprecherin Wyss. Dies erachteten der Bundesrat und eine
Minderheit Schilliger als nicht notwendig, da der Fonds genligend stark gedufnet sei. Mit
125 zu 59 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) folgte der Nationalrat jedoch der kleinen
Kammer.

Abgelehnt wurden hingegen ein Kurzungsvorschlag einer Minderheit Egger bei den
Umweltschutzmassnahmen des BAZL - Egger hatte argumentiert, die Erhdhung beruhe
lediglich auf der Vermutung des BAZL, dass es zuklnftig mehr Umweltschutzgesuche
geben kénne - sowie ein Einzelantrag Ruegger (svp, OW) zur Aufstockung des Kredits
des BAFU um CHF 6 Mio., mit der nach der Ablehnung des revidierten Jagdgesetzes die
durch Wolfe verursachten Schaden abgegolten und der zusatzliche Aufwand
entschadigt werden sollten.

Im sechsten Block zum Themenbereichen Eigenaufwand und Schuldenbremse schlug
eine Kommissionsmehrheit in Ubereinstimmung mit dem Standerat vor, verschiedene
Kredite beim Bundesamt fur Verkehr ausserordentlich zu verbuchen, um so die zuvor
vorgenommene Erhdéhung der BIF-Einlage finanzieren zu koénnen. Anders als der
Standerat beabsichtigte die Mehrheit der FK-NR zudem, eine Nachmeldung des
Bundesrates im Bereich Covid-19-Arzneimittel und -Impfleistungen in der Hohe von
CHF 57 Mio. ausserordentlich zu verbuchen - da man noch zuséatzliche Ausgaben
beschlossen habe, kdnne nur so die Schuldenbremse eingehalten werden, begrindete
Kommissionssprecher Brélaz den Vorschlag. Eine Minderheit Schwander (svp, SZ)
wehrte sich gegen diese Umbuchungen, da sie gegen die Schuldenbremse und das
Finanzhaushaltsgesetz verstossen wulrden. Diese Meinung teilte auch der
Finanzminister, ihm ging das Parlament «mit [seiner] Interpretation [des FHGI] hier zu
weit», auch wenn die Interpretation der Gesetze keine exakte Wissenschaft sei. Der
Nationalrat stimmte den Umbuchungen jedoch mit 133 zu 50 Stimmen respektive 133 zu
49 Stimmen zu.

Eine weitere Differenz schuf der Nationalrat stillschweigend bezlglich der
Planungsgrossen beim VBS: Dort soll eine neue Planungsgrésse daflr sorgen, dass die
Bruttomietkosten ab 2025 um 2 Prozent gesenkt wund damit gemass
Kommissionssprecherin Wyss CHF 400 Mio. jahrlich «freigespielt» werden sollen.
Erfolglos blieben die Minderheitsantrage Sollberger und Strupler (svp, TG), welche die
Kredite flr das Bundespersonal gegentber dem bundesratlichen Vorschlag um CHF 1.8
Mio. (2022, Minderheit Sollberger) respektive um CHF 10.9 Mio. (2023), CHF 117 Mio.
(2024) und CHF 265 Mio. (2025, alle Minderheit Strupler) reduzieren wollten. Damit
hatte auf zuséatzliche Stellen fur die Strategie Social Media/Digitalisierung verzichtet
(Sollberger) respektive «das ungebremste Personalwachstum beim Bund» gebremst
werden (Strupler) sollen. Zuvor hatte bereits der Stédnderat die Ausgaben im
Voranschlags- und den Finanzplanjahren um CHF 21 Mio. reduziert. Mit 131 zu 52
Stimmen respektive 133 zu 50 Stimmen lehnte der Nationalrat die beiden Antrége ab,
folgte damit dem Bundesrat und schuf eine weitere Differenz zum Erstrat. Erfolglos
blieb auch ein Kirzungsantrag Egger beim Ressourcenpool des Generalsekretariats
UVEK.

Mit der Bereinigung des Entwurfs, bei welcher der Nationalrat seiner Kommission in fast
allen Punkten gefolgt war, hatte der Nationalrat den Ausgabentberschuss von CHF 2.08
Mrd. (Bundesrat) respektive CHF 2.32 Mrd. (Stdnderat) auf CHF 2.36 Mrd. erhéht -
durch die Umbuchung einzelner zusatzlicher Ausgaben auf das Amortisationskonto
(ausserordentliche Ausgaben Bundesrat: CHF 3.03 Mrd., Stéanderat: CHF 3.25 Mrd.,
Nationalrat: CHF 3.30 Mrd.) konnte die Schuldenbremse jedoch eingehalten werden.
Mit 130 zu 44 Stimmen (bei 7 Enthaltungen) nahm der Nationalrat den Voranschlag 2022
an. Die ablehnenden Stimmen stammten von Mitgliedern der SVP-Fraktion und von
Stefania Prezioso (egsols, GE), die Enthaltungen ausschliesslich von Mitgliedern der
SVP-Fraktion. Letztere sprachen sich teilweise auch gegen die Ubrigen
Bundesbeschlisse aus, dennoch nahm der Nationalrat den Bundesbeschluss Ib tber die
Planungsgrossen im Voranschlag fur das Jahr 2022, den Bundesbeschluss Ill Uber die
Entnahmen aus dem Bahninfrastrukturfonds far das Jahr 2022 wund den
Bundesbeschluss IV Uber die Entnahmen aus dem Nationalstrassen- und

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.24



Agglomerationsverkehrsfonds fur das Jahr 2022 jeweils deutlich an. *

1) AB NR, 2020, S. 1720 ff.; NZZ, TA, 7.3.20; AZ, 11.9.20; Blick, 26.9.20
2) ABNR, 2022, S. 786 ff.; AB NR, 2022, S. 796; AB SR, 2022, S. 311 ff.
3) AB NR, 2021, S. 2214 ff.; AB NR, 2021, S. 2226 ff.; AB NR, 2021, S. 2250 ff.; AB NR, 2021, S. 2255 ff.
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